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Stellungnahme zum aktuellen Stand der GOÄ 
 
 
Verehrter Herr Präsident, 

sehr geehrter Herr Dr. Reinhardt, 

der Berufsverband der Deutschen Chirurgie bedankt sich für die Möglichkeit 

einer Stellungnahme zum aktuellen Stand der GOÄ, weist allerdings darauf hin, 

dass die eingeräumte Frist trotz der eingeräumten Verlängerung bei weitem 

nicht ausreicht, die mehr als 5000 Positionen im Einzelnen und in der Tiefe zu 

prüfen. Im Übrigen haben wir die Ausführungen aus Ihrem Schreiben an die 

Verbände vom 24.9.24 in unsere Überlegungen einfließen lassen. 

Grundsätzlich tragen wir den im Rahmen der Verbändeinformation vorgestell-

ten Kompromiss zwischen BÄK und PKV zur Gestaltung einer dreijährigen Über-

gangsphase mit, auch wenn es prinzipiell in der Natur einer Gebührenordnung 

für einen freien Beruf liegt, dass diese als eigenständige Version dem Verord-

nungsgeber zur Rechtsverordnung vorzulegen ist. Uns ist sehr wohl bekannt, 

dass das Bundesministerium für Gesundheit eine Verständigung zwischen PKV 

und Ärzteschaft verlangt und damit eine für einen freien Beruf wesensfremde 

Verhandlungssituation geschaffen hat. 

Unter Berücksichtigung des gesamtpolitischen Umfelds halten wir die Einfüh-

rung einer neuen GOÄ auch unter diesen Bedingungen einer geforderten Kom-

promissfindung unverändert für absolut notwendig und geboten. Insbeson-

dere die von allen gemeinsam erarbeiteten Legendierungen finden unsere Zu-

stimmung. Diese sind notwendig, um den Fortschritt der Medizin adäquat ab-

zubilden und Rechtsunsicherheiten durch fragwürdige Analogabrechnungen zu 

vermeiden. Die Konsequenzen einer globalen Ablehnung sollten allen hinrei-

chend bekannt sein. 

Dennoch müssen wir insgesamt deutliche Kritik im Zusammenhang mit den 

erst nach den Verbändeinformationen zugeleiteten Bewertungen äußern. An-

gesichts einer bekannten Obergrenze der zu erwartenden Ausgaben für die 
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PKV ähneln die Bewertungen wie in der GKV einer Verteilung unter Budgetbe-

dingungen, auch wenn es rein formal kein Budget gibt. Im Vergleich mit der 

ersten ärzteeigenen Entwurfsfassung aus dem Jahr 2019 findet sich eine mas-

sive Abwertung insbesondere komplexer operativer Leistungen, die im Einzel-

fall zu einer Minderbewertung gegenüber der GOÄalt führt, sodass zahlreiche 

Operationen nicht mehr kostendeckend darstellbar sind.  Der Hintergrund die-

ser generellen Abwertung ist bekannt, allerdings führt eine pauschale prozen-

tuale Abwertung zu einer asymmetrischen absoluten Minderung der verschie-

denen Leistungen je nach Komplexitätsgrad. 

Die ausgehandelte neue GOÄ 2024 zeichnet sich entsprechend durch unter-

schiedliche Abstaffelungen aus und hat damit nichts mehr gemein mit einer 

eigentlich geforderten und unter den beteiligten Verbänden konsentierten be-

triebswirtschaftlichen Kalkulation. Auch sind die Kriterien für die asymmetri-

schen Minderungen nicht offen kommuniziert worden und für die Verbände 

damit maximal intransparent.  

Es fällt auf, dass es offenbar zu einer Subventionierung von Gesprächs- und Be-

treuungsleistungen durch Minderbewertungen fachärztlicher und technischer 

Leistungen gekommen ist. In diesem Zusammenhang weisen wir mit allem 

Nachdruck darauf hin, dass Operationen keine rein technischen Leistungen 

sind, sondern im Gegenteil originäre höchstpersönlich und nicht delegierbare 

Tätigkeiten darstellen, die keinesfalls unter „technische“ Leistungen mit appa-

rativen Einsparpotenzialen subsummiert werden dürfen. Ohne die Notwendig-

keit einer Förderung von Gesprächs- und Betreuungsleistungen im Mindesten 

zu hinterfragen, kann es nicht sein, dass dafür die Fachärzteschaft und im Be-

sonderen die Chirurgie zur Finanzierung herangezogen wird. Es ist uns durch-

aus bewusst, dass die GOÄ keinen unmittelbaren Fachbezug kennt und prinzi-

piell alle Leistungen von jedem zum Ansatz gebracht werden können. Aller-

dings lassen sich die zu erwartenden Verluste bei operativen Eingriffen nicht 

durch mögliche Gesprächs- und Betreuungsleistungen ausgleichen. 

Die offenbar vorgenommene generelle pauschale prozentuale Abstaffelung 

operativer Eingriffe führt entsprechend zu erheblich differenten absoluten 

Minderungen, die gerade bei größeren Eingriffen eine wirtschaftliche Erbrin-

gung unmöglich machen. Die so entstandene Spreizung der relativen Erlöse ist 

nicht akzeptabel. Hier bedarf es zwingend erforderlicher Anpassungen. Die zur 

Beurteilung und Berechnung von Anpassungen erforderlichen umfangreichen 

Bearbeitungen auch anhand von Muster-Rechnungen können in dem gesetz-

ten Zeitrahmen nicht ausreichend seriös erfolgen. Wir werden uns bemühen, 

noch vor Jahresende konkrete Einzelberechnungen anzustellen und diese zur 

Grundlage notwendiger Änderungen vorzulegen. 

Wir erwarten sowohl von der Bundesärztekammer als auch von der PKV die 

verbindliche Zusage, dass in gemeinsamen Gesprächen mit dem BDC die ge-

nannten Verwerfungen auch unter den Bedingungen einer über die gesamte 

GOÄ zu betrachtenden Ausgabenneutralität einer Lösung zugeführt werden. 

Insofern regen wir die zeitnahe Aufnahme eines Dialoges an.  
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Zusammenfassend stellen wir fest, dass Legendierung und Systematik der 

neuen GOÄ akzeptiert werden können. Wir befürworten auch die Einführung 

einer neuen GOÄ, können unsere abschließende Zustimmung aber erst nach 

verbindlicher Lösung der oben genannten Probleme erteilen. 

Mit freundlichen Grüßen 

   
Prof. Dr. med. Dr. h.c.   Dr. med.   Dr. med.  
Hans-Joachim Meyer   Jörg-A. Rüggeberg Peter Kalbe 
Präsident   Vizepräsident  Vizepräsident 
 
 
 
 
 


